
Thomas Henn
Steuerberater

Dipl. Kfm. 
Kurt Fries

Steuerberater

Andreas Diller
Steuerberater

Dipl.-Betriebsw. (FH)
Michael Henn1

Steuerberater

Bank Schilling Hammelburg IBAN: DE80 7903 2038 0040 1650 03 BIC: BSHADE71
Sparkasse Bad Kissingen IBAN: DE75 7935 1010 0620 0132 27 BIC: BYLADEM1KIS
Raiffeisenbank Hammelburg IBAN: DE12 7906 2106 0000 0197 71 BIC: GENODEF1HAB
VR Bank Bad Brückenau IBAN: DE68 7906 5028 0000 0031 40 BIC: GENODEF1BRK
VR Bank Rhön-Grabfeld IBAN: DE95 7936 3016 0104 0690 05 BIC: GENODEF1NDT

97769 Bad Brückenau | Hammelburger Straße 6-8 | Telefon 09741 9111- 0 | mail@henn-fries.de | www.henn-fries.de
Amtsgericht Schweinfurt | Nr. PR 12 | Sitz Bad Brückenau | USt-ID: DE 155249143 | 1 Ilmenauer Str. 25, Gräfenroda

 
 

Aktuelle Informationen 2/2017 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Henn & Fries Info 

 
 

∗ Termine April 2017 

∗ Termine Mai 2017 

∗ Fremdvergleich bei Mietver-
hältnis zwischen nahen Ange-
hörigen  

 
 

PRIVATPERSONEN 

∗ Einkünfteerzielungsabsicht 
kann auch bei lang andauern-
dem Leerstand einer Woh-
nung gegeben sein 

∗ Steuervergünstigung für haus-
haltsnahe Dienstleistungen 
und Handwerkerleistungen 

 
 

UNTERNEHMEN 

∗ Allgemeiner Steuererlass 
durch Verwaltungsschreiben 
ist nicht gesetzmäßig 

∗ Das neue Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetz – Neuerungen 
zum 1. April 2017 

∗ Für Vorsteuerzwecke zu be-
achten: Frist zur Zuordnungs-
entscheidung von gemischt 
genutzten Leistungen zum Un-
ternehmen endet am 31. Mai 

∗ Keine Versteuerung der stillen 
Reserven bei Betriebsfortfüh-
rungsfiktion 

∗ Maßgebendes Pensionsalter 
bei der Bewertung von Ver-
sorgungszusagen 

∗ Rückwirkende Berichtigung 
von Rechnungen ist möglich 

∗ Zahlungsverzug: Höhe der 
Verzugszinsen 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu 
drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die 
Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern 
(ohne Dauerfristverlängerung) für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

5 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. 
Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein 
einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 24.04.2017 bzw. 24.05.2017) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauf-
tragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf-
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag 
nach Feiertagen fällt. 

Termine April 2017 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbei-
träge fällig werden: 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

  Überweisung1 Scheck2 

Lohnsteuer, Kirchen-
steuer, Solidaritätszu-
schlag3 

10.04.2017 13.04.2017 07.04.2017 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritäts-
zuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung 
an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.04.2017 13.04.2017 07.04.2017 

Sozialversicherung5 26.04.2017 entfällt entfällt 

 
 

Termine Mai 2017 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbei-
träge fällig werden: 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

  Überweisung1 Scheck2 

Lohnsteuer, Kirchen-
steuer, Solidaritätszu-
schlag3 

10.05.2017 15.05.2017 05.05.2017 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritäts-
zuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung 
an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.05.2017 15.05.2017 05.05.2017 

Gewerbesteuer 15.05.2017 18.05.2017 12.05.2017 

Grundsteuer 15.05.2017 18.05.2017 12.05.2017 

Sozialversicherung5 29.05.2017 entfällt entfällt 
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Fremdvergleich bei Mietverhältnis zwischen nahen Angehörigen 
Ein Mietverhältnis zwischen nahen Angehörigen entspricht nicht den Kriterien des Fremdvergleichs, wenn es in zahlreichen Punk-
ten von den zwischen fremden Dritten üblichen Vertragsinhalten abweicht. 

So scheiterte vor dem Bundesfinanzhof ein Mietverhältnis zwischen einem Sohn und seiner Mutter, das als Kombination aus Miet-
vertrag und voraussetzungslos widerruflichem Schenkungsversprechen vereinbart wurde. Der Sohn war Eigentümer einer Dop-
pelhaushälfte, die er zunächst selbst bewohnte. 2002 schenkte die Mutter dem Sohn 115.000 €. Die Schenkung sollte die Mutter 
jährlich bis zu einem Betrag von 10.000 € durch schriftliche Erklärung bis zur ersten Dezemberwoche des jeweiligen Jahres ohne 
Begründung widerrufen dürfen. Im gleichen Jahr schlossen Mutter (Mieterin) und Sohn (Vermieter) einen schriftlichen Mietvertrag 
über das Haus für monatlich 400 € Miete ohne Nebenkostenvorauszahlung. Eine Anpassung der Kaltmiete an die ortsübliche Ver-
gleichsmiete durch den Vermieter war jederzeit mit einer Frist von einem Monat möglich. Anfang Dezember 2002 vereinbarten 
Mutter und Sohn, die Miete und die Nebenkosten einmal jährlich durch Widerruf der Schenkung und Aufrechnung zu leisten, bis 
die Schenkung aufgebraucht wäre. 

Die steuerliche Anerkennung von Verträgen zwischen nahe stehenden Personen hängt davon ab, dass die Verträge bürger-
lich-rechtlich wirksam vereinbart worden sind und sowohl die Gestaltung als auch die tatsächliche Durchführung des Vereinbarten 
dem zwischen Fremden Üblichen entsprechen. 

Der Bundesfinanzhof hielt die vorliegende Gestaltung für nicht fremdüblich. Hiergegen sprach bereits die wirtschaftliche und recht-
liche Verbindung zwischen Schenkungsvertrag und Mietvertrag. Ein fremder Mieter hätte sich auf ein derartiges Vertragsgeflecht 
nicht eingelassen. Zum Beispiel sind Schenkungen regelmäßig nicht widerruflich ausgestattet. Wenn doch, wird der Widerruf von 
bestimmten Voraussetzungen abhängig gemacht. 

Auch im abgeschlossenen Mietvertrag gab es zahlreiche Abweichungen zu zwischen fremden Dritten üblichen Vereinbarungen. 
Zum Beispiel werden Mietzahlungen üblicherweise nicht nur einmal jährlich im Nachhinein geleistet. Die Nebenkosten werden 
nicht ohne Vorauszahlungen nur einmal jährlich abgerechnet und mit erheblicher Verzögerung beglichen. Ein fremder Vermieter 
würde sich auf eine nur jährliche Zahlung und die damit verbundene erhebliche Vorleistung seinerseits nicht einlassen. Zudem be-
trug die Kündigungsfrist für die Mieterin zwölf Monate. Eine Anpassung der Kaltmiete an die Vergleichsmiete war jederzeit mit ei-
ner Frist von einem Monat möglich. Zudem war keine Kaution vereinbart. 

Fachkompetenz ausgebaut 

Herr Steuerberater Kurt Fries hat nach 
viermonatigem Lehrgang und anschlie-
ßender Abschlußprüfung seinen Zertifi-
zierungslehrgang „Fachberater für Un-
ternehmensnachfolge (DStV e.V.)“ er-
folgreich absolviert. 

Der Zertifizierungslehrgang deckt alle 
beratungsrelevanten Felder der Un-
ternehmensnachfolge ab: vom Gesell-
schaftsrecht über das Erb- & Familien-
recht bis hin zu den zugehörigen Aspek-
ten des Arbeitsrechts, des allgemeinen 
Zivilrechts, des Steuerrechts und Spezi-
alfragen aus der Betriebswirtschaft. 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das neue Arbeitnehmerüberlassungsgesetz – Neuerungen zum 1. April 2017 

Vom 1. April 2017 an gelten neue Vorschriften für die Leiharbeit. Diese betreffen u. a. folgende Bereiche: 

Höchstüberlassungsdauer 18 Monate 

Leiharbeitnehmer dürfen ab dem 1. April 2017 bei demselben Entleiher nur noch 18 aufeinanderfolgende Monate beschäftigt 
werden. Bei Überschreiten der Höchstüberlassungsdauer kommt es grundsätzlich zu einem Arbeitsverhältnis zwischen dem 
Leiharbeitnehmer und dem Entleiher. Die Frist von 18 Monaten kann tarifvertraglich abweichend festgelegt werden. 

Unterbrechungszeit drei Monate 

Leiharbeitnehmer dürfen auch wiederholt bei demselben Entleiher eingesetzt werden. Aber nur, wenn zwischen zwei Überlassun-
gen an diesen mehr als drei Monate liegen, beginnt die Berechnung der Höchstüberlassungsdauer wieder von vorne. Bei geringe-
ren Unterbrechungen werden die Einsatzzeiten in demselben Einsatzunternehmen zusammengezählt. 

Kennzeichnungspflicht 

Die Überlassung von Arbeitnehmern muss nun in dem Vertrag zwischen Verleiher und Entleiher ausdrücklich als solche bezeich-
net werden. Geschieht dies nicht, wird ein Arbeitsverhältnis zwischen dem Entleiher und dem Leiharbeitnehmer angenommen 
und es drohen Bußgelder. 

 

Allgemeiner Steuererlass durch Verwaltungsschreiben ist nicht gesetzmäßig 

Eine generelle Steuerbegünstigung nach den Kriterien des sogenannten Sanierungserlasses des Bundesministeriums der Finan-
zen widerspricht nach Überzeugung des Bundesfinanzhofs dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung. Das Finanzamt 
darf Steuern, die aufgrund eines Sanierungsgewinns anfallen, nur dann erlassen, wenn im konkreten Einzelfall tatsächlich ein Bil-
ligkeitsgrund vorliegt. 

Mit seinem Beschluss kippt der Bundesfinanzhof eine für steuerpflichtige Unternehmen günstige Verwaltungsauffassung. Erlas-
sen Gläubiger einem sanierungsbedürftigen Unternehmen Schulden, erhöht das den steuerpflichtigen Gewinn. Die Finanzverwal-
tung hat mit dem Sanierungserlass typisierend auf die Erhebung der daraus resultierenden Steuern verzichtet. Die von der Fi-

nanzverwaltung für den Verzicht aufgestellten Regeln haben aber keine gesetzliche Grundlage. Der Erlass von Steuern ist daher 
nur noch möglich, wenn im Einzelfall die Voraussetzungen dafür vorliegen. 

Steuervergünstigung für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse, haushaltsnahe Dienst-
leistungen und Handwerkerleistungen 

Für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses für geringfügig Beschäftigte ermäßigt sich auf 
Antrag die tarifliche Einkommensteuer um 20 % der Aufwendungen, höchstens jedoch 510 €. 

Für andere haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse oder für die Inanspruchnahme von haushaltsnahen Dienstleistungen redu-
ziert sich auf Antrag die tarifliche Einkommensteuer um 20 % der Aufwendungen, höchstens jedoch 4.000 €. 

Für die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen zur Ausführung von Renovierungs-, Erhaltungs- oder Modernisierungsmaß-
nahmen kann eine Steuerreduzierung von 20 % der Arbeitskosten, höchstens aber 1.200 € erreicht werden. 

Welche Voraussetzungen zu erfüllen sind, um die Steuerentlastungen zu erhalten, ergibt sich aus umfangreichen Erläuterungen in 
einem überarbeiteten Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen. Es ergeben sich daraus unter anderem nähere Informatio-
nen zu den Begriffen des begünstigten Haushalts, den haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnissen oder Dienstleistungen, zur 
Möglichkeit der Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen, dem Anspruchsberechtigten sowie den begünstigten Aufwendungen. 

Neu ist beispielsweise, dass der Begriff des Haushalts auch ein angrenzendes Grundstück umfasst, wenn die erbrachten Leistungen 
dem eigenen Grundstück dienen, wie das beim Winterdienst auf öffentlichen Gehwegen vor dem eigenen Grundstück der Fall ist. 
Auch Leistungen für die Betreuung von Haustieren im eigenen Haushalt sind nun begünstigt. 

Das Finanzgericht Düsseldorf hat entschieden, dass der 
Eigentümer einer zunächst vermieteten Wohnung seine 
Einkünfteerzielungsabsicht trotz lang andauerndem Leer-
stand nicht aufgibt, wenn sich eine erforderliche Sanierung 
wegen unklarer Eigentumsverhältnisse verzögert. Aller-
dings muss er versuchen, die Eigentumsverhältnisse zu 
klären und die Wohnung nach Sanierung zu vermieten. 
Unter diesen Voraussetzungen kann der Eigentümer auch 
während des Leerstands die von der Wohnung herrühren-
den Aufwendungen als Werbungskosten steuerlich gel-
tend machen. 

Im entschiedenen Fall traten in einer vermieteten Woh-
nung gravierende Baumängel auf. Nach Auszug der Mie-
ter 2008 begann der Eigentümer zunächst nicht mit der  

Sanierung, weil zu dieser Zeit sein Eigentum an der Wohnung 
durch offene Vermögensfragen in der ehemaligen DDR in 
Frage stand. 2013 vertrat das Finanzamt die Ansicht, dass der 
Eigentümer in den Jahren 2009 bis 2011 keine Vermietungs-
absicht mehr gehabt habe und daher keine Werbungskosten 
geltend machen könne. Zu Unrecht, wie das Gericht entschied. 

Der Eigentümer hat sich während des Leerstands nicht passiv 
verhalten, sondern aktiv durch Erläuterungen und Sachstands-
anfragen bei den zuständigen Behörden versucht, die Eigen-
tumsfrage in seinem Sinne zu klären. Unmittelbar nach Wegfall 
der wirtschaftlichen und rechtlichen Hindernisse 2015 hat er 
dann ein Unternehmen mit der Sanierung und einen Makler mit 
der Vermietung der Wohnung beauftragt. 

Einkünfteerzielungsabsicht kann auch bei lang andauerndem Leerstand einer Woh-
nung gegeben sein 



 

Neue Regeln zur Festhaltenserklärung 

Auch wenn die Verletzung der Kennzeichnungspflicht oder das Überschreiten der Höchstüberlassungsdauer zur Unwirksamkeit 
des Vertrags zwischen Verleiher und Leiharbeitnehmer und folglich ein Arbeitsverhältnis zu dem Entleiher angenommen wird, 
kann der Leiharbeitnehmer nunmehr innerhalb eines Monats erklären, dass er an dem Arbeitsverhältnis zu dem Verleiher festhal-
ten möchte. Dabei sind bestimmte Formalien zu beachten. 

Verschärfung des Equal Pay-Grundsatzes 

Leiharbeitnehmer müssen spätestens nach neun Monaten das gleiche Arbeitsentgelt bekommen wie vergleichbare Stammbe-
schäftigte. Laut Gesetzesbegründung umfasst das Arbeitsentgelt jede Vergütung, die aus Anlass des Arbeitsverhältnisses ge-
währt wird, insbesondere Urlaubsentgelt, Sonderzahlungen, Zulagen und Zuschläge sowie vermögenswirksame Leistungen oder 
Vergütungen, die aufgrund gesetzlicher Entgeltfortzahlungstatbestände gewährt werden müssen. Durch Branchenzuschlagstarif-
verträge können abweichende Regelungen getroffen werden. 

Kein Einsatz von Leiharbeitnehmern im Arbeitskampf 

Leiharbeitnehmer dürfen künftig nicht mehr als Streikbrecher eingesetzt werden. Allerdings wurde klargestellt, dass ihre Beschäf-
tigung dann zulässig bleibt, wenn sie nicht Aufgaben wahrnehmen, die bisher von Streikenden verrichtet wurden. 

Berücksichtigung von Leiharbeitnehmern bei Schwellenwerten 

Leiharbeitnehmer sind zukünftig auch bei den betriebsverfassungsrechtlichen und für die Unternehmensmitbestimmung gelten-
den Schwellenwerten des Entleihers zu berücksichtigen; bei der Unternehmensmitbestimmung allerdings nur dann, wenn sie 
mehr als sechs Monate beschäftigt sind. 

Gesetzliche Definition des Arbeitnehmers 

Durch eine Ergänzung des Bürgerlichen Gesetzbuchs werden die Voraussetzungen für das Vorliegen eines Arbeitsverhältnisses 
auf der Basis der bisherigen Rechtsprechung konkretisiert. Damit soll vor allem der Verwendung vorgetäuschter Werkverträge 
entgegengewirkt werden. 

 

 

Keine Versteuerung der stillen Reserven bei Betriebsfortführungsfiktion 

Im Jahr 2011 wurde im Einkommensteuerrecht eine Betriebsfortführungsfiktion für die Fälle der Betriebsunterbrechung und Be-
triebsverpachtung im Ganzen eingeführt. Dadurch wird die Versteuerung der im Betriebsvermögen gebildeten stillen Reserven 
vermieden. Es muss also kein Aufgabegewinn versteuert werden. 

Eine Betriebsunterbrechung liegt vor, wenn die aktive Betriebstätigkeit vorübergehend ruht und die wesentlichen Betriebsgrundla-
gen, bspw. das Betriebsgrundstück, zurückbehalten werden, sodass der Betrieb jederzeit wieder aufgenommen werden kann. 

Eine Betriebsverpachtung im Ganzen liegt vor, wenn der Steuerpflichtige den Betrieb verpachtet hat und er objektiv die Möglich-
keit hat, den Betrieb nach Beendigung der Verpachtung ohne wesentliche Änderung wieder fortzuführen. 

Die Betriebsfortführungsfiktion besagt, dass ein Gewerbebetrieb in diesen Fällen solange als nicht aufgegeben gilt, bis der Steu-
erpflichtige eine eindeutige Aufgabeerklärung gegenüber dem Finanzamt abgibt oder dem Finanzamt Tatsachen bekannt werden, 
aus denen sich ergibt, dass die Voraussetzungen für eine Betriebsaufgabe erfüllt sind. In einem umfangreichen Anwendungs-
schreiben hat die Finanzverwaltung ausführlich zu einzelnen Problemkreisen Stellung genommen, die nachstehend erläutert wer-
den.  

 

 

Für Vorsteuerzwecke zu beachten: Frist zur Zuordnungsentscheidung von gemischt 
genutzten Leistungen zum Unternehmen endet am 31. Mai 

Bei gemischt genutzten Eingangsleistungen ist es für den Vorsteuerabzug entscheidend, in welchem Umfang eine Zuordnung 
zum unternehmerischen Bereich vorliegt. Nur wenn eine zumindest teilweise Zuordnung zum Unternehmensvermögen erfolgt, ist 
grundsätzlich der Vorsteuerabzug und in späteren Jahren gegebenenfalls eine Vorsteuerberichtigung möglich. 

Ein Unternehmer hat insbesondere dann bestimmte Zuordnungswahlrechte, wenn er Gegenstände bezieht, die er teilweise un-
ternehmerisch und teilweise nichtunternehmerisch zu verwenden beabsichtigt. 

Handelt es sich bei der teilweisen nichtunternehmerischen Verwendung um eine nichtwirtschaftliche Tätigkeit im engeren Sinne 
(z. B. ideelle, unentgeltliche Tätigkeit eines Vereins), besteht grundsätzlich ein Aufteilungsgebot. Im Wege der Billigkeit ist eine 
Zuordnung im vollen Umfang zum nichtunternehmerischen Bereich möglich. 

Handelt es sich bei der teilweise nichtunternehmerischen Verwendung hingegen um eine unternehmensfremde Tätigkeit (z. B. 
Entnahme für den privaten Bedarf des Unternehmers), hat der Unternehmer in der Regel folgende Zuordnungswahlrechte: 

• Der Gegenstand kann insgesamt der unternehmerischen Tätigkeit zugeordnet werden. 

• Der Unternehmer kann den Gegenstand in vollem Umfang in seinem nichtunternehmerischen Bereich belassen. 

• Der Gegenstand kann im Umfang der tatsächlichen (ggf. zu schätzenden) unternehmerischen Verwendung seiner unterneh-
merischen Tätigkeit zugeordnet werden. 

Für eine Zuordnung zum unternehmerischen Bereich bedarf es weiterhin mindestens einer 10%igen unternehmerischen Nutzung. 

Wichtig ist, dass eine Zuordnungsentscheidung zum Unternehmensvermögen mit endgültiger Wirkung bis spätestens zum 
31. Mai des Folgejahres erfolgt sein muss. Die Frist gilt unabhängig von einer etwaigen verlängerten Abgabefrist für die Steuerer-
klärung. Wird die Frist versäumt, ist im Zweifel eine spätere Zuordnung zum Unternehmensvermögen ausgeschlossen. Ein Vor-
steuerabzug sowie gegebenenfalls eine Korrektur in späteren Jahren sind nicht mehr möglich. 

Für Zuordnungen, die den Veranlagungszeitraum 2016 betreffen, muss bis zum 31. Mai 2017 eine Zuordnungsentscheidung er-
folgt sein. Teilen Sie diese in Zweifelsfällen zur Sicherheit dem Finanzamt schriftlich mit. Sprechen Sie hierzu rechtzeitig Ihren 
Steuerberater an. 



Rückwirkende Berichtigung von Rechnungen ist möglich 

 

 

Die Betriebsfortführungsfiktion gilt für Einzelunternehmen und Personengesellschaften. Sie gilt mangels steuerlicher Relevanz 
nicht für 

- gewerblich geprägte Personengesellschaften (z. B. GmbH & Co. KG), 

- Besitzpersonengesellschaften bei mitunternehmerischen Betriebsaufspaltungen und 

- Verpachtung des Betriebs eines Mitunternehmers an seine Mitunternehmerschaft. 

Die Aufgabeerklärung an das Finanzamt sollte zu Nachweiszwecken schriftlich unter Angabe des Aufgabezeitpunkts erfolgen und 
kann bis zu drei Monate rückwirkend anerkannt werden. Das Recht zur Betriebsaufgabeerklärung geht sowohl durch Erbfall als 
auch durch vorweggenommene Erbfolge auf den Rechtsnachfolger über. Erfolgt die rückwirkende Erklärung noch auf einen Zeit-
punkt vor dem Erbfall oder der vorweggenommenen Erbfolge, hat der Rechtsvorgänger den Aufgabegewinn zu versteuern. Dies 
kann zur Ausnutzung von Steuerfreibeträgen beim Rechtsvorgänger günstig sein, wenn nur bei ihm die Voraussetzungen für 
Steuervergünstigungen vorgelegen haben, wie bspw. vollendetes 55. Lebensjahr für den Betriebsveräußerungsfreibetrag von 
45.000 €. 

Problematisch wird es, wenn dem Finanzamt bekannt wird, dass doch eine Betriebsaufgabe stattgefunden hat, z. B. durch den 
Verkauf von wesentlichen Betriebsgrundlagen. In diesem Fall kann der Betrieb nicht mehr in seiner ursprünglichen Art und Weise 
aufgenommen werden und die stillen Reserven sind im Jahr der Betriebsaufgabe zu versteuern. Ist für dieses Jahr bereits die 
steuerliche Festsetzungsverjährung eingetreten, soll nach Auffassung der Finanzverwaltung die Versteuerung für das Jahr des 
Bekanntwerdens erfolgen. Dabei sollen die stillen Reserven nach den Werten im Zeitpunkt der Kenntniserlangung zu versteuern 
sein und nicht etwa zum Zeitpunkt der Betriebsaufgabe. Hierdurch können sich durch zwischenzeitliche Wertsteigerungen weitere 
steuerliche Nachteile ergeben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Berichtigung einer Rechnung wirkt auf den Zeitpunkt 
zurück, zu dem der Unternehmer seine Rechnung erstmals 
ausgestellt hat. Das hat der Bundesfinanzhof in Änderung 
seiner Rechtsprechung und im Anschluss an ein Urteil des 
Gerichtshofs der Europäischen Union entschieden. Voraus-
setzung ist, dass das ursprüngliche Dokument die Mindest-
anforderungen einer Rechnung enthält. Diese sind 

• Aussteller, 

• Empfänger, 

• Leistungsbeschreibung, 

• Entgelt und 

• gesonderter Steuerausweis. 

Diese Angaben dürfen nicht so unbestimmt, unvollständig 
oder offensichtlich unzutreffend sein, dass sie als fehlende 
Angaben erscheinen. 

Im Streitfall hatte ein Unternehmer den Vorsteuerabzug aus 
Rechnungen von Beratern in Anspruch genommen. Als Leis-
tungsgegenstand war lediglich „Beraterhonorar“ bzw. „allge-
meine wirtschaftliche Beratung“ vermerkt. Das genügte dem 
Finanzamt nicht, um den Vorsteuerabzug daraus zu gewähren, 
denn die Leistung war nicht hinreichend genau bezeichnet. 

Im Klageverfahren legte der Unternehmer Rechnungen vor, in 
denen der Gegenstand der Leistung ordnungsgemäß bezeich-
net war. Der Bundesfinanzhof hat nun entschieden, dass diese 
Berichtigung auf den Zeitpunkt zurückwirkt, in dem die Rech-
nung ursprünglich ausgestellt wurde. Das hat erhebliche Aus-
wirkungen auf die Festsetzung von Zinsen auf den Vorsteuer-
betrag, immerhin 6 % pro Jahr. 

Tipp: Die berichtigte Rechnung kann bis zum Abschluss der 
letzten mündlichen Verhandlung vor dem Finanzgericht vorge-
legt werden. 

Maßgebendes Pensionsalter bei der Bewertung von Versorgungszusagen 
Das Bundesministerium der Finanzen hat unter Hinweis auf die aktuelle Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs und des Bundes-
arbeitsgerichts zum maßgebenden Pensionsalter bei der Bewertung von Versorgungszusagen Stellung bezogen. 

Der Bundesfinanzhof hatte entschieden, dass nach dem eindeutigen Wortlaut des Einkommensteuergesetzes bei der Bewertung 
von Pensionsverpflichtungen hinsichtlich des Pensionsalters ausschließlich auf den Zeitpunkt des Eintritts des Versorgungsfalls 
abzustellen ist, der in der Pensionszusage vorgesehen ist. Dies gilt auch für beherrschende Gesellschafter-Geschäftsführer. Ein 
Mindestpensionsalter sei hier nicht vorgeschrieben. Die Verwaltung folgt dieser Rechtsprechung. 

Wird in der Pensionszusage ausschließlich auf die Regelaltersgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung ohne Angabe des 
Pensionsalters Bezug genommen, sind die durch das Rentenversicherungs-Altersgrenzenanpassungsgesetz geänderten Ren-
tenbezugszeiten zu beachten. 

Bei Neuzusagen an Gesellschafter-Geschäftsführer von Kapitalgesellschaften nach dem 9. Dezember 2016 gilt Folgendes: 

• Zusagen bei einer Altersgrenze von weniger als 62 Jahren sind steuerlich nicht anzuerkennen. Bei bis zu diesem Zeitpunkt 
bereits bestehenden Zusagen gilt die Altersgrenze von 60 Jahren weiter. 

• Bei beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführern ist davon auszugehen, dass eine Pensionszusage unangemessen ist, 
wenn das Pensionsalter unter 67 Jahren liegt. Bei bereits bestehenden Zusagen wird eine vereinbarte Altersgrenze von min-
destens 65 Jahren nicht beanstandet. 

Es wird noch einmal darauf hingewiesen, dass Änderungen bestehender Zusagen der Schriftform bedürfen. Eventuelle Anpas-
sungen von Versorgungsvereinbarungen an die geänderte Rechtslage sind innerhalb einer Übergangsfrist bis zum Ende des 
Wirtschaftsjahrs vorzunehmen, das nach dem 9. Dezember 2016 beginnt. Fehlt die erforderliche Schriftform nach Ablauf der 
Übergangsfrist, können die Versorgungszusagen bilanzsteuerrechtlich nicht mehr berücksichtigt werden. In der Steuerbilanz pas-
sivierte Pensionsrückstellungen wären dann gewinnerhöhend aufzulösen. 



Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 
Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid. 

Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn 

für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 

die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft, 

der Schuldner die Leistung verweigert, 

besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen. 

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber einem 
Schuldner, der Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung besonders hingewiesen wurde. 

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nötigenfalls auch den darauf enthaltenen Verbraucherhin-
weis) bzw. den Zugang der Mahnung beweisen. 

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für 
Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher nicht beteiligt sind, acht Prozentpunkte (ab 29. Juli 2014: neun Prozentpunkte*) über 
dem Basiszinssatz. 

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um welche die Bezugsgrö-
ße seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste 
Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahres. 

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1. Januar 2014: 

Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz 
Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung 

01.01. bis 30.06.2014 -0,63 % 4,37 % 7,37 % 

01.07. bis 28.07.2014 -0,73 % 4,27 % 7,27 % 

29.07. bis 31.12.2014 -0,73 % 4,27 % 8,27 % 

01.01. bis 30.06.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %* 

01.07. bis 31.12.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %* 

01.01. bis 30.06.2016 -0,83 % 4,17 % 8,17 %* 

01.07. bis 31.12.2016 -0,88 % 4,12 % 8,12 %* 

01.01. bis 30.06.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %* 

 

*Im Geschäftsverkehr, d. h. bei allen Geschäften zwischen Unternehmen, die seit dem 29. Juli 2014 geschlossen wurden (und 

bei bereits zuvor bestehenden Dauerschuldverhältnissen, wenn die Gegenleistung nach dem 30. Juni 2016 erbracht wird), gelten 
neue Regelungen. 

Die wichtigsten Regelungen im Überblick: 

Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen 

als Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich. 

Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung. 

Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz. 

Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach 
Rechnungszugang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs. 

Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen Teil des Ver-

trags erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungsverzug verantwortlich ist. 

Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne Kosten des Gläu-

bigers, die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz externer Beitreibungs-
kosten). 

Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch maximal 

30 Tage dauern. 

 

 

 


